
dafür, daß dieses Recht des Klägers, vom Beklagten 
unmittelbar Zahlung fordern zu können, ausgeschlossen 
sein sollte. Damit aber ist der Beklagte für die Klage 
passiv legitimiert. Die Behauptung des Beklagten, die 
Subunternehmerverträge seien so auszulegen, daß die 
direkte Zahlung an den Kläger lediglich den Zweck 
haben sollte, die Umsatzsteuer zu sparen, und daß er 
nur Zahlstelle sei, ist durch nichts bewiesen. Im Gegen­
teil sprechen gerade die Bestimmungen der Subunter­
nehmerverträge dafür, daß, falls gemäß § 30 ABB vom 
21. Mai 1952 zwischen dem Beklagten und dem VEB 
Bauunion B. eine diesbezügliche Vereinbarung getroffen 
worden ist, diese Vereinbarung dann auch den Sinn 
hat, daß der Kläger als Subunternehmer direkt vom 
Beklagten Bezahlung der Rechnungen für seine ge­
leisteten Arbeiten verlangen kann.
A n m e r k u n g :

D i e  i m  Ergebnis zweifelhafte Entscheidung weist in 
der Begründung erhebliche Unklarheiten a u f ,  die im 
Hinblick auf die grundsätzliche Bedeutung der ent­
schiedenen Streitfrage einer Besprechung bedürfen.

Obwohl das Urteil die für die Entscheidung der 
Frage nach den Partnern des Subunternehmervertrages 
maßgebende Vereinbarung, wonach die Bauunion die­
sen Vertrag „namens und für Rechnung des Investi­
tionsträgers“ abschloß, mehrfach zitiert, hat es doch 
versäumt, die sich zivangsläufig aus dieser Formulie­
rung ergebenden Folgerungen zu ziehen. Bekanntlich 
ist derjenige, der „namens und für Rechnung“ eines 
anderen kontrahiert, niemals selbst Vertragspartner, 
sondern er schließt den Vertrag als Vertreter des­
jenigen, in dessen Namen er ausdrücklich auftritt— mit 
dem Ergebnis, daß, sofern der Vertragsabschluß inner­
halb der Vertretungsmacht des Vertreters lag, allein 
der Vertretene aus dem Vertrage Rechte erwirbt und 
Pflichten übernimmt, d. h. also der Vertragspartner ist 
(§ 164 Abs. 1 BGB). Nach der eindeutigen Erklärung 
der bei Vertragsabschluß aufgetretenen Personen, näm­
lich des klagenden Handwerkers (Subunternehmer) 
einerseits und der Baunion als Vertreter des beklagten 
Investitionsträgers (Auftraggeber) andererseits sollte 
der Vertrag also tatsächlich zwischen den Prozeß­
parteien zustande kommen. War dieser E r f o l g  einge­
treten, so stand damit die Passivlegitimation des be­
klagten Auftraggebers für einen Anspruch auf Zahlung 
von Werklohn aus diesem Vertrage eindeutig fest und 
erübrigten sich alle weiteren Ausführungen des Urteils 
zu dieser Frage.

Bei dieser vom Gericht nicht erkannten Rechtslage 
wäre also zunächst zu prüfen gewesen, ob der Ab­
schluß eines Subunternehmervertrages namens und 
für Rechnung des Auftraggebers innerhalb der Vertre­
tungsmacht des Hauptauftragnehmers lag. Bedenken 
hiergegen ergeben sich, aus § 2 der Bekanntmachung der 
Allgemeinen Bedingungen der volkseigenen Bauindu­
strie ( A B B )  vom 31. Mai 1952 (MinBl. S. 75), einer Vor­
schrift, an der das Urteil ebenfalls vorübergeht, obwohl 
es die ABB in anderem Zusammenhänge erwähnt und 
der Entscheidung zugrunde legt. Nach dieser Bestim­
mung „darf ein Investitionsvorhaben jeweils nur 
e i n e m  Baubetrieb als Auftragnehmer übertragen 
werden“, und zwar dem, der die Bauarbeiten zum 
überwiegenden Teile selbst ausführt — im vorliegen­
den Falle also der Bauunion B.; auf die Vergebung 
etwa notwendiger Subverträge hat zwar nach § 2 Abs. 
2 ABB in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 
28. April 1952 (GBl. S. 349) der Auftraggeber insofern 
einen Einfluß, als er das Recht zur Auswahl des Sub- 
unternehmers hat, aber er tritt mit diesem hinsichtlich 
der Vergebung der Arbeiten in keine vertraglichen Be­
ziehungen — er kann es gar nicht, da er ja das g e s a m t e  
Investitionsvorhaben bereits dem Hauptauftragnehmer 
übertragen hat. Das bedeutet für unseren Fall, daß die 
Bauunion keineswegs befugt war, als Vertreter des 
beklagten Auftraggebers für diesen Bauleistungsver­
träge mit Subunternehmern abzuschließen. Die Bau­
union mußte vielmehr diese Verträge im eigenen Na­
men und für eigene Rechnung tätigen. Daran ändert 
sich auch nichts durch den Umstand, daß im Vertrage 
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer die un­
mittelbare Bezahlung der Subunternehmer durch den 
Auftraggeber zu vereinbaren war (§ 30 Abs. 3 Satz 1 
ABB) und anscheinend auch vereinbart wurde; mit 
dieser unmittelbaren Zahlung wird keine eigene Schuld 
des Auftraggebers an den Subunternehmer beglichen,

vielmehr geht die gesetzliche Konstruktion dahin, daß 
der Auftraggeber seine Schuld an den Hauptauftrag­
nehmer tilgt, indem er d e s s e n  Schuld an den Sub­
unternehmer zahlt („Diese Zahlungen sind als Teil­
zahlung auf die Rechnung des Auftragnehmers zu ver­
rechnen“; § 30 Abs. 3 Satz 2 ABB).

Bei der Beurteilung der Folgen jenes Verstoßes 
gegen § 2 ABB wird man nicht umhin können, die 
Nichtigkeit des davon betroffenen Vertrages anzu­
nehmen. Denn die Allgemeinen Bedingungen der 
volkseigenen Bauindustrie stellen ausweislich des Ab­
schnitts „C. Geltungsbereich“ für die volkseigene Bau­
industrie verbindliche Rechtsnormen dar; es steht nicht 
in ihrem Belieben, sie ihren Verträgen zugrunde zu 
legen oder nicht; und die Formulierung gerade des § 2 
läßt eindeutig seinen Charakter als Mußvorschrift er­
kennen, die für den Bauauftraggeber ein g e s e t z ­
l i c h e s  V e r b o t  der Kontrahierung mit mehreren 
Baubetrieben ausspricht. Übrigens würden etwaige 
Zweifel an dem normativen Charakter der ABB gerade 
im Hinblick auf § 2 schon deshalb nicht durchdringen, 
weil diese Bestimmung, wie sie selbst sagt, nicht die 
Quelle jenes Verbots ist, sondern sich lediglich als 
authentische Interpretation des maßgeblichen § 2 der 
AO zum Plan für die Bauwirtschaft vom 21. Januar 
1952 (GBl. S. 83) darstellt. („Nach der AO vom 21. Ja­
nuar 1952 ... darf ein Investitionsvorhaben jeweils nur 
e i n e m  Baubetrieb als Auftragnehmer übertragen 
werden.“)

Zum Ergebnis der Unwirksamkeit des Vertrages ge­
langt man auch bei der Erwägung, daß die Bauunion, 
da sie eine Vertretungsmacht zum Abschluß eines für 
den Beklagten gesetzwidrigen Vertrages nicht besitzen 
konnte, diesen ohne Vertretungsmacht abgeschlossen 
hat, und daß seine nachträgliche Genehmigung durch 
den Beklagten eben wegen des für ihn bestehenden 
Verbots von vornherein ausgeschlossen ist oder, wenn 
sie doch erteilt werden würde, nichtig wäre.

Zusammenfassend ist also festzustellen, daß der von 
der Bauunion namens des Beklagten mit dem Kläger 
geschlossene Subunternehmervertrag wegen Verstoßes 
gegen ein gesetzliches Verbot nach § 134 BGB nichtig 
ist, daß der Kläger aus d i e s e m  Vertrage jedenfalls 
keine Forderung gegen den beklagten Bauauftraggeber 
herleiten kann und damit alle auf der Gültigkeit des 
Vertrages basierenden Ausführungen des _ Urteils hin­
fällig werden.

Andererseits erwachsen gerade aus diesem Sachver­
halt, sowie aus der Lieferung der Bauarbeiten ohne 
Vertrag, dem Kläger natürlich andere Ansprüche — 
aber sie sind keine Ansprüche gegen den Beklagten. 
Vielmehr richtet sich der Schadensersatzanspruch aus 
§ 179 BGB wegen des Vertragsabschlusses ohne Ver­
tretungsmacht gegen die Bauunion (und er geht, da ein 
Fall des § 179 Abs. 2 — keine Kenntnis des Vertreters 
von der fehlenden Vertretungsmacht — vorliegen 
dürfte, bis zur Höhe des Erfüllungsinteresses; ein Aus­
schluß des Anspruchs nach § 1 7 9  Abs. 3 kommt kaum 
in Frage, da man einem Handwerker das Fehlen einer 
Kenntnis, die selbst eine Bauunion nicht besitzt, nicht 
zum Vorwurf machen kann). Ferner hat der Kläger 
aus der Lieferung auf Grund eines nichtigen Vertrages 
einen Bereicherungsanspruch — aber auch dieser rich­
tet sich nicht gegen den Beklagten; denn bereichert ist 
nicht der Beklagte, der die Lieferung des Klägers, 
gleichgültig ob sie auf Grund eines Vertrages erfolgte 
oder nicht, in Verfolg des Hauptvertrages, d. h. des 
eigentlichen Bauleistungsvertrages, an die Bauunion 
bezahlen muß, bereichert ist vielmehr die Bauunion, 
und zwar um eben diesen gegen den Beklagten gerich­
teten Anspruch, dem das Äquivalent einer vertrag­
lichen Schuld an den Kläger infolge der Nichtigkeit 
des Subvertrages nicht gegenübersteht.

Da also der Kläger mit diesen Ansprüchen im vor­
liegenden Prozeß gegen den Investitionsträger nichts 
anfangen kann, fragt es sich, ob er nicht trotz der Nich­
tigkeit des Subvertrages einen vertraglichen Anspruch 
anderer Art gegen den Beklagten zu erheben in der 
Lage ist. Hier ist die Möglichkeit des Vorliegens eines 
Vertrages zugunsten Dritter zu untersuchen, die das 
Urteil ebenfalls prüft, aber in einer Weise, die ein 
völliges Mißverstehen der in Frage kommenden ver­
traglichen Beziehungen offenbart. Der entscheidende 
Satz der . Urteilsbegründung erklärt zunächst, daß 
durch den Subunternehmervertrag „des Klägers mit
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